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Vorbemerkung 

Der Wissenschaftsrat hat im Jahr 2007 sein Verfahren zur Begutachtung von 

Forschungsbauten nach Art. 91b Absatz 1 Satz 1 Grundgesetz (GG) mit entspre-

chenden „Grundsätzen“ |1 etabliert und in den Verfahrensrichtlinien zur „Be-

wertung und Reihung von Anträgen zur Förderung von Forschungsbauten“ |2 

weiter ausgeführt. 

Diese beiden Verfahrensgrundlagen wurden im Jahr 2009 erstmals in einem 

„Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten“ zusammengefasst, den der 

Wissenschaftsrat am 13. November 2009 verabschiedete. |3 Er galt ab der För-

derphase 2012. Seither hat es weitere vom Wissenschaftsrat verabschiedete Ver-

sionen dieses Leitfadens gegeben. |4 

Die Notwendigkeit einer erneuten Anpassung des Leitfadens im Jahr 2019 ergab 

sich aufgrund 

_ einer im Jahr 2017 durchgeführten Evaluation des Programms Forschungsbau-

ten und Großgeräte durch eine unabhängige Expertenkommission und deren 

Empfehlungen, |5 

_ einer darauf beruhenden Änderung der Ausführungsvereinbarung von Bund 

und Ländern und einer Erweiterung dieser Ausführungsvereinbarung von 

 

| 1 Wissenschaftsrat (2008): Grundsätze zur Begutachtung von Forschungsbauten, in: Wissenschaftsrat: Emp-
fehlungen und Stellungnahmen 2007, Band III; Köln, S. 119-129. 

| 2 Wissenschaftsrat (2008): Bewertung und Reihung von Anträgen auf Förderung von Forschungsbauten, in: 
Wissenschaftsrat: Empfehlungen und Stellungnahmen 2007; a. a. O., S. 131-139. 

| 3 Wissenschaftsrat (2009): Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten; Aachen. 

| 4 Wissenschaftsrat (2011): Leitfaden für die Begutachtung von Forschungsbauten – überarbeitete Version 
vom 04.11.2011; Köln; Wissenschaftsrat (2012): Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten – gültig 
ab Förderphase 2014; Bremen; Wissenschaftsrat (2014): Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten 
– gültig ab Förderphase 2016; Darmstadt; Wissenschaftsrat (2015): Leitfaden zur Begutachtung von For-
schungsbauten – gültig ab Förderphase 2017; Stuttgart; Wissenschaftsrat (2019): Leitfaden zur Begutachtung 
von Forschungsbauten – gültig ab Förderphase 2021; Hamburg. 

| 5 Expertenkommission zur Evaluierung der gemeinsamen Förderung von Forschungsbauten und Großgerä-
ten an Hochschulen (2017): Endbericht; Berlin. URL: https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Doku-
mente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf 

 

https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf
https://www.gwk-bonn.de/fileadmin/Redaktion/Dokumente/Papers/Endbericht_Kommission_AV-FuG.pdf
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Bund und Ländern um Regelungen zum Aufbau einer eigenen Infrastruktur 

des Nationalen Hochleistungsrechnens (NHR), |6 

_ eines Beschlusses des Wissenschaftsrats zur Verlagerung weiterer Aufgaben 

im Bereich des Hochschulbaus und der Hochschulentwicklung (fakultative Be-

gutachtungen), die ursprünglich dem Ausschuss für Forschungsbauten zuge-

ordnet waren, auf fallweise einzusetzende Arbeitsgruppen und einen Ad hoc-

Ausschuss |7 sowie 

_ weiterer grundlegender Überlegungen des Ausschusses für Forschungsbauten 

zur künftigen Gestaltung des Begutachtungsverfahrens. 

Im Jahr 2023 wurde eine weitere Anpassung des Leitfadens notwendig, weil in 

der Ausführungsvereinbarung Grundsätze nachhaltigen Bauens verankert wur-

den. |8 Außerdem wurden die Verfahrensgrundsätze um eine zweifache finan-

zielle Vorsorge erweitert, die bei der Ermittlung des Förderhöchstbetrags zu er-

wartende indexbedingte Baukostensteigerungen sowie Ausführungsrisiken 

berücksichtigt. Um die Planungstiefe bei der Kostenermittlung zu verbessern, 

sind des Weiteren nach der neuen Fassung der Verfahrensgrundsätze nur noch 

Anträge zulässig, deren Baukosten auf Basis einer nach Landesrecht geprüften 

Bauunterlage ermittelt wurden. 

Um zu gewährleisten, dass die nachhaltige und kostensichere Umsetzung der 

Vorhaben nach einer Aufforderung zur Antragstellung ganzheitlich geplant 

werden kann, wurde darüber hinaus auf Bitte der Gemeinsamen Wissenschafts-

konferenz (GWK) der Zeitraum zwischen Einreichung der Antragsskizze und 

Einreichung des Antrags verlängert. 

Es gilt eine Übergangsfrist bis einschließlich 15. September 2024, in der Antrags-

skizzen nach dem Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten – gültig 

ab Förderphase 2021 (Drs. 7653-19) oder dem Leitfaden zur Begutachtung von 

 

| 6 Bis zum 31. Dezember 2018 galt die Ausführungsvereinbarung über die gemeinsame Förderung von For-
schungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräten - Ausführungsvereinbarung Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich Großgeräten (AV-FuG) vom 21. Mai 2007, BAnz S. 5863, zuletzt geändert durch 
GWK-Beschluss am 24. Juni 2016. Vom 1. Januar 2019 an gilt die Ausführungsvereinbarung zum GWK-Ab-
kommen über die gemeinsame Förderung von Forschungsbauten, Großgeräten und des Nationalen Hochleis-
tungsrechnens an Hochschulen – Ausführungsvereinbarung Forschungsbauten, Großgeräte und Nationales 
Hochleistungsrechnen (AV-FGH) vom 26. November 2018. Zudem gelten seit diesem Datum die Verfahrens-
grundsätze, die im Dokument „Einzelheiten der Ausgestaltung der Verfahren zur Förderung von Forschungs-
bauten, Großgeräten und des Nationalen Hochleistungsrechnens an Hochschulen nach der AV-FGH - FGH-
Verfahrensgrundsätze - vom 16. November 2018“ festgehalten sind. Zum NHR vgl. auch Wissenschaftsrat 
(2015): Empfehlungen zur Finanzierung des Nationalen Hoch- und Höchstleistungsrechnens in Deutschland; 
Stuttgart. URL: https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/4488-15.html  

| 7 Vgl. erstmals Wissenschaftsrat (2018): Arbeitsprogramm Januar–Juli 2018; Berlin. 

| 8 Die FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 besagen zu 
§ 4 Absatz 1, dass „Länder, die für zukünftige Forschungsbauten grundsätzlich das Qualitätsniveau BNB „Sil-
ber“ anstreben, […] dies einmalig gegenüber dem Bund“ erklären und nach Abschluss des jeweiligen Bauvor-
habens eine Zertifizierung oder analoge Bestätigung vorlegen müssen. Andernfalls müssen sie „antragsbezo-
gene Ziele der Nachhaltigkeit im Rahmen der landesrechtlich etablierten Nachhaltigkeitsstandards festlegen 
sowie Vorgaben und Prozesse zur Umsetzung der Ziele beschreiben“, diese dokumentieren und mit Vorlage 
des Abschlussberichts „durch Zertifizierung oder durch eine gesonderte Erklärung des Landes“ bestätigen. 

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/4488-15.html


 

 

7 Forschungsbauten – gültig ab Förderphase 2026 (Drs. 1381-23) eingereicht wer-

den können. 

Der Ausschuss für Forschungsbauten hat die aktuelle Version am 2. März 2023 

beschlossen. 

Der Wissenschaftsrat hat den überarbeiteten Leitfaden am 7. Juli 2023 in Hei-

delberg verabschiedet. Er ist von der Förderphase 2026 an gültig. 
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A. Auftrag und Rahmen- 
vorgaben 

A.I  AUFTRAG DES WISSENSCHAFTSRATS  

Mit dem im Zuge der Föderalismusreform I eingeführten Art. 91b Absatz 1 

Satz 1 Nr. 3 GG (jetzt Art. 91b Absatz 1 Satz 1 GG), der es Bund und Ländern er-

möglicht, aufgrund von Vereinbarungen in Fällen überregionaler Bedeutung zu-

sammenzuwirken – wie z. B. bei der Förderung von Forschungsbauten an Hoch-

schulen einschließlich Großgeräten –, ist im Jahr 2006 die Grundlage für eine 

neue Form der investitionsbezogenen Forschungsförderung geschaffen worden, 

in deren Rahmen alle Länder kontinuierlich Vorhaben planen und Anträge für 

Forschungsbauten stellen können. 

Der Wissenschaftsrat gibt auf Bitten von Bund und Ländern regelmäßig Emp-

fehlungen zur Förderung von Forschungsbauten ab. In der Ausführungsverein-

barung Forschungsbauten, Großgeräte und Nationales Hochleistungsrechnen 

(AV-FGH) |9 heißt es dazu in § 4 Absatz „(1) Die Länder legen ihre Anträge auf 

Förderung von zukunftsgerechten und nachhaltig geplanten Forschungsbauten 

dem fachlich zuständigen Bundesressort und dem WR vor. […] (3) Der WR emp-

fiehlt der GWK, welche Maßnahmen nach Absatz 1 realisiert werden sollen. Die 

Empfehlungen enthalten eine Darstellung und Bewertung aller beantragten 

Vorhaben einschließlich ihres finanziellen Umfangs sowie eine qualitative Rei-

hung nach Maßgabe der Förderkriterien (§ 1 und § 3 Absatz 2). (4) Die GWK ent-

scheidet mindestens einmal jährlich über die Aufnahme der Vorhaben in die 

gemeinsame Förderung.“ 

 

| 9 Ausführungsvereinbarung zum GWK-Abkommen über die gemeinsame Förderung von Forschungsbauten, 
Großgeräten und des Nationalen Hochleistungsrechnens an Hochschulen – Ausführungsvereinbarung For-
schungsbauten, Großgeräte und Nationales Hochleistungsrechnen (AV-FGH) – vom 26. November 2018 in 
der Fassung vom 10. März 2023. 
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A.I I  RAHMENVORGABEN 

Ziel der Förderung von Forschungsbauten, Großgeräten und des Nationalen 

Hochleistungsrechnens an Hochschulen gemäß AV-FGH von Bund und Ländern 

ist es, dass „die infrastrukturellen Voraussetzungen der deutschen Hochschulen 

und die Möglichkeiten des Hochleistungsrechnens für eine erfolgreiche Teil-

nahme am nationalen und internationalen Wettbewerb in der Forschung ver-

bessert werden. Die Investitionsvorhaben können solche an staatlichen und 

nichtstaatlichen institutionell akkreditierten Hochschulen sein […].“ Die zu för-

dernden Investitionsvorhaben müssen „von besonderer wissenschaftlicher Qua-

lität und überregionaler Bedeutung“ sein (AV-FGH § 1 Absatz 1). 

Im Hinblick auf die Definition von Forschungsbauten bestimmt die Ausfüh-

rungsvereinbarung in § 3: 

„(1) Forschungsbauten sind eine für die Forschung benötigte, abgrenzbare und 

zusammenhängende Infrastruktur (Neu-, Um- und Erweiterungsbauten mit 

Ersteinrichtung einschließlich Großgeräten). Gegenstand der Förderung sind 

Forschungsbauten mit Investitionskosten ab 5.000.000 Euro, die weit überwie-

gend der Forschung dienen und durch eine Forschungsprogrammatik bestimmt 

werden. […] 

(2) Die Förderung erfolgt thematisch offen und im Rahmen in der GWK verein-

barter programmatisch-struktureller Linien.“ 

Zur Finanzierung von Vorhaben legt die Ausführungsvereinbarung in § 4 Ab-

satz 4 fest, dass die GWK Vorhaben „mit einem Höchstbetrag“ in die Förderung 

aufnimmt. „Dieser verteilt sich auf einen Förderzeitraum von maximal fünf Jah-

ren.“ |10 

Bis zur Förderphase 2020 wurden alle Großgeräte an Hochschulen mit einem 

Investitionsvolumen oberhalb des Schwellenwerts für Forschungsbauten von 

5 Mio. Euro im Rahmen des Programms Forschungsbauten vom Wissenschafts-

rat begutachtet. Von der Förderphase 2021 an gilt dies nur noch für baugebun-

dene (i. e. ein Großgerät mit einer dazugehörigen Bauhülle) Großgeräte. Bauun-

gebundene Großgeräte an Hochschulen, die eine Investitionssumme bis zu 

7,5 Mio. Euro umfassen, werden dagegen von der Deutschen Forschungsgemein-

schaft im Rahmen ihres Großgeräteverfahrens und dessen Kriterien begutach-

tet. Großgeräte mit einer Investitionssumme von mehr als 7,5 Mio. Euro, die 

einer Forschungsprogrammatik unterliegen, gelten als Forschungsbauten und 

 

| 10 Vgl. FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 zu § 4 Ab-
satz 4: „Für Forschungsbauten im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 3 (Großgeräte, die als Forschungsbauten ge-
fördert werden) kann ein abweichender Förderzeitraum festgelegt werden.“ 

 



 

 

11 werden im Rahmen des Programms Forschungsbauten vom Wissenschaftsrat 

begutachtet (vgl. dazu auch Kapitel B.II.4). |11 

A.I I I  ZUSAMMENSETZUNG DES AUSSCHUSSES FÜR FORSCHUNGSBAUTEN 

Der Wissenschaftsrat hat im Jahr 2007 einen Ausschuss für Forschungsbauten 

eingesetzt, dessen Aufgabe es ist, Anträge auf Förderung von Forschungsbauten 

zu prüfen sowie die jährlichen Förderempfehlungen und die Reihung für den 

Wissenschaftsrat vorzubereiten. 

Der Ausschuss für Forschungsbauten besteht aus  

_ 16 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die eine große Breite fachli-

cher Kompetenz repräsentieren und Leistungsmerkmale aller Hochschultypen 

berücksichtigen sollen, um alle eingereichten Anträge nach den fachlich adä-

quaten Kriterien und Maßstäben zu begutachten, mit jeweils einer Stimme,  

_ dem Bund mit acht Stimmen sowie  

_ acht Ländern – darunter die von der Finanzsenatorin/dem Finanzsenator des 

Landes Hamburg repräsentierte Finanzseite der Länder – mit jeweils einer 

Stimme. 

Insgesamt gibt es 32 Stimmen. 

Die Mitgliedschaft der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie der Län-

der im Ausschuss für Forschungsbauten sollte (mit Ausnahme der Länderfinanz-

seite) sechs Jahre nicht überschreiten. 

 

  

 

| 11 Vgl. AV–FGH vom 26. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 § 3 Absatz 1 Satz 3: „Erfüllen 
Großgeräte die Voraussetzungen nach Satz 2 [gemeint ist: Sie dienen überwiegend der Forschung und werden 
durch eine Forschungsprogrammatik bestimmt.], gelten sie als Forschungsbauten, wenn ihre Investitionskos-
ten mindestens 7.500.000 Euro betragen.“ Großgeräte mit Kosten von 7.500.000 Euro und mehr, die ohne 
spezifische Forschungsprogrammatik für verschiedene Anwendungen an der Hochschule genutzt werden sol-
len, können gemäß § 7 im Forschungsgroßgeräteprogramm der DFG beantragt werden. Das Verfahren zur 
Einstufung der Großgeräte mit Investitionskosten ab 7.500.000 Euro in die Kategorien Forschungsbauten 
nach § 3 Absatz 1 Satz 3 oder Großgeräte nach § 7 legen die DFG und der WR einvernehmlich fest.  
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B. Verfahren zur Begutach-
tung von Forschungsbauten 

B.I  VERFAHRENSGRUNDSÄTZE UND KRITERIEN 

I.1 Verfahrensgrundsätze 

Die Begutachtung der von den Ländern vorgelegten Vorhaben für Forschungs-

bauten durch den Wissenschaftsrat vollzieht sich in den in Kapitel B.II aufge-

führten Schritten. Sie erfolgt als eigenständiges und von Begutachtungen im 

Rahmen anderer Instrumente der überregionalen Forschungsförderung unab-

hängiges Verfahren. 

Bei der Prüfung der Finanzierbarkeit von Vorhaben gelten folgende Prinzipien: 

_ Das Empfehlungsvolumen darf die zur Verfügung stehenden Mittel nicht über-

schreiten. Ein Vorhaben muss in allen über den Förderzeitraum von fünf Jah-

ren verteilten Jahrespauschalen mit dem jeweils zur Verfügung stehenden Mit-

telvolumen finanziert werden können. |12 

Daher wird grundsätzlich keine Empfehlung zur Finanzierung eines Vorha-

bens gegeben, das durch die vorhandenen Finanzmittel nicht gedeckt ist. Hier-

durch sollen Folgeerscheinungen wie Investitionsstau und Komplizierung der 

Verfahren vermieden werden. 

_ Kostenerhöhungen werden nicht mitfinanziert. 

I.2 Kriterien 

Auf der Grundlage der Rahmenvorgaben von Bund und Ländern |13 hat sich der 

Wissenschaftsrat auf die in Kapitel B.I.2 aufgeführten Kriterien zur Begut-

 

| 12 Bund und Länder haben folgende Jahrespauschalen über die fünf Jahre der Förderperiode festgelegt: 5 %, 
10 %, 30 %, 35 %, 20 %. Sie beruhen auf Erfahrungswerten bei der baulichen Realisierung von Forschungsbau-
ten. Vgl. FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 zu § 4 Ab-
satz 4 der AV-FGH: „Für Forschungsbauten im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 3 (Großgeräte, die als Forschungs-
bau gefördert werden) kann ein abweichender Pauschalierungsschlüssel festgelegt werden.“ 

| 13 Vgl. FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 zu § 1 der 
AV-FGH: „Der Wissenschaftsrat legt die Kriterien für die Einstufung als überregional bedeutsame Forschung 
mit besonderer wissenschaftlicher Qualität in einem Leitfaden […] fest.“ 



 

 

13 achtung von Forschungsbauten verständigt. Die Kriterien zur Begutachtung von 

Forschungsbauten sind ggf. zu unterscheiden nach solchen für Vorhaben, die 

innerhalb der thematisch offenen Förderung vorgelegt werden, und solchen, die 

für programmatisch-strukturelle Linien gelten. 

I.2.a Gegenstand der Begutachtung 

Gegenstand der Begutachtung nach diesen Kriterien ist jeweils das Vorhaben. 

Der Begriff des Vorhabens für einen Forschungsbau umfasst hierbei gemäß 

AV-FGH sowohl die Baumaßnahme als auch die Forschungsprogrammatik, 

durch die die Baumaßnahme bzw. das baugebundene Großgerät (Investitions-

kosten ab 5 Mio. Euro) oder bauungebundene Großgerät (Investitionskosten ab 

7,5 Mio. Euro) bestimmt ist. 

I.2.b Kriterien für die Begutachtung von zur thematisch offenen Förderung beantragten 

Vorhaben 

Bei seiner Empfehlung zur thematisch offenen Förderung von Forschungsbau-

ten lässt sich der Ausschuss von den nachfolgend in fünf Dimensionen unter-

gliederten Kriterien leiten. Diese Kriterien werden vom Ausschuss jeweils so an-

gewendet, wie es für die Fachgebiete und die Hochschultypen, denen die 

Vorhaben zuzuordnen sind, angemessen und üblich ist. 

1. Zielstellung 

Die Dimension „Zielstellung“ erfasst die Bedeutung der übergeordneten wissen-

schaftlichen Zielstellung des Vorhabens im Kontext aktueller Forschung. Bei der 

Begutachtung dieser Dimension sind folgende Gesichtspunkte zu berücksichti-

gen:  

_ Relevanz, Originalität und Innovationspotenzial der übergeordneten wissen-

schaftlichen Zielstellung 

_ die Entwicklungsmöglichkeiten und die Tragfähigkeit der Zielstellung für ca. 

zehn Jahre 

_ die Notwendigkeit des geplanten Forschungsbaus und seiner Ausstattung für 

die Bearbeitung der Zielstellung 

2. Qualität der Forschungsprogrammatik 

Die Dimension „Qualität der Forschungsprogrammatik“ erfasst die Eignung und 

Angemessenheit der zur Verfolgung der übergeordneten Zielstellung geplanten 

Forschungsschwerpunkte und der dafür beantragten Infrastruktur. Bei der Be-

gutachtung dieser Dimension sind folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

_ die fachspezifische Angemessenheit der Forschungsprogrammatik zur Errei-

chung der übergeordneten Ziele 
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_ die Kohärenz der Forschungsprogrammatik 

_ das Vorhandensein einer überzeugenden mittel- und langfristigen Forschungs-

perspektive (für rund zehn Jahre) und eines Potenzials für die Weiterentwick-

lung ihrer Ausgestaltungsspielräume über diesen Zeitraum hinaus 

_ die fachliche Angemessenheit (a) des Nutzungskonzepts für den Forschungs-

bau und seine Infrastrukturen, (b) des Konzepts der Erhebung und Nutzung 

der Forschungsdaten (ggf. auf Projektebene), (c) der Maßnahmen zur Siche-

rung der guten wissenschaftlichen Praxis und (d) der Maßnahmen zur Beach-

tung der wissenschaftsethischen Grundsätze 

_ die Eignung des geplanten Forschungsbaus im Hinblick auf Größe und Aus-

stattung für die Bearbeitung der Forschungsprogrammatik 

_ die Angemessenheit der Governancestrukturen (wissenschaftsadäquate Orga-

nisations- und Leitungsstrukturen sowie Aufbau- und Ablauforganisation) für 

die Umsetzung der Forschungsprogrammatik und den Betrieb des Forschungs-

baus 

_ ggf. die technische Weiterentwicklung von Forschungsumgebungen 

_ die Anpassungsfähigkeit der geplanten Forschungsinfrastruktur an sich wei-

terentwickelnde Aufgaben mit dem Ziel einer optimalen Nutzung 

_ die Trainings- und Beratungsangebote für die Nutzerinnen und Nutzer zur Si-

cherung eines kompetenten Zugangs 

und falls für das Vorhaben notwendig 

_ die Angemessenheit des Großgerätekonzepts 

Falls es sich bei dem Vorhaben um ein forschungsprogrammatisch gebundenes 

Großgerät (u. a. Hochleistungsrechner) von mehr als 7,5 Mio. Euro handelt 

oder ein solches Großgerät Teil des geplanten Forschungsbaus werden soll: 

_ den Reifegrad des technisch-wissenschaftlichen Konzepts. 

3. Qualität der Vorarbeiten 

Die Dimension „Qualität der Vorarbeiten“ erfasst die nachgewiesene wissen-

schaftliche Kompetenz der federführenden Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler zur Umsetzung der Forschungsprogrammatik. Bei der Begutachtung 

dieser Dimension sind folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

_ die Ausgewiesenheit der federführenden und der weiteren maßgeblich betei-

ligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler anhand bereits erbrachter 

Forschungs- und Transferleistungen zum Thema der Forschungsprogramma-

tik bzw. anhand anderer, für die Forschungsprogrammatik bedeutsamer Vor-

arbeiten 



 

 

15 _ bereits bestehende Forschungsprojekte und -kooperationen sowie die Einwer-

bung von Drittmitteln der DFG, der EU, des Bundes, der Länder und der Wirt-

schaft 

_ thematisch relevante Publikationen in jeweils einschlägigen Fachorganen 

_ öffentlich zugängliche Datenbanken, Lehrbücher, Publikationen für die Öf-

fentlichkeit; relevante Preise und Auszeichnungen, Patente, Ausgründungen, 

Innovationen 

_ die wissenschaftlich-technische Kompetenz der federführenden Wissenschaft-

lerinnen und Wissenschaftler 

_ die Angemessenheit der Bereitstellung technischen Personals 

4. Überregionale Bedeutung 

Die Dimension „Überregionale Bedeutung“ im Sinne von Art. 91b GG erfasst die 

Einordnung des Vorhabens in die nationale und internationale Forschungsland-

schaft sowie die Bedeutung seiner Thematik für den Wissenschafts- und/oder 

Wirtschaftsstandort Deutschland. Bei der Begutachtung dieser Dimension sind 

folgende Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

_ die überregionale Ausstrahlungskraft des Vorhabens 

_ die Bedeutung des Vorhabens für den Wissenschaftsstandort Deutschland 

_ die Positionierung des Vorhabens gegenüber vergleichbaren Forschungs-

schwerpunkten an anderen Standorten in Deutschland und international 

_ die unmittelbaren und mittelbaren Transfer- und Translationschancen und/ 

oder die erwarteten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Effekte 

_ die strategische Bedeutung und Relevanz des geplanten Forschungsbaus und 

seiner wissenschaftlichen Infrastruktur im Forschungsfeld 

_ die Bedeutung des Vorhabens für die Attraktivität des Forschungsstandorts 
für internationale Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

5. Einbettung des Vorhabens in die Hochschule 

Die Dimension „Einbettung in die Hochschule“ erfasst die Relevanz des Vorha-

bens für die Entwicklung der Hochschule und seine Passung in ihre Planungen 

und Prozesse. Bei der Begutachtung dieser Dimension sind folgende Gesichts-

punkte zu berücksichtigen: 

_ die Plausibilität der vorgesehenen Einbindung des geplanten Forschungsbaus 

und seiner Thematik in die Strategie der Hochschule 

_ die Angemessenheit des bisherigen Engagements der Hochschule für den be-

treffenden Forschungsschwerpunkt (Berufungspolitik, Investitionen) 
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_ die nachgewiesene Bereitschaft der Hochschule zur personellen und sächli-

chen Ausstattung des geplanten Forschungsbaus 

_ die Eignung der an der Hochschule im Allgemeinen und im geplanten For-

schungsbau im Speziellen implementierten/vorgesehenen Maßnahmen zur 

Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, der Gleichstellung, des Diver-

sity Managements sowie des Wissens- und Technologietransfers 

Alle genannten Kriterien gelten sowohl für die Bewertung von Antragsskizzen 

als auch für die Bewertung von Anträgen. 

I.3 Programmatisch-strukturelle Linien 

Im Rahmen des Programms Forschungsbauten können Hochleistungsrechner 

mit Investitionskosten ab 7,5 Mio. Euro beantragt werden, wenn sie durch eine 

Forschungsprogrammatik im Sinne der entsprechenden Kriterien des Wissen-

schaftsrats bestimmt werden. Diese werden dann im Rahmen der thematisch-

offenen Förderung begutachtet. 

Die Einrichtung neuer programmatisch-struktureller Linien ist aktuell nicht 

vorgesehen. Der Ausschuss für Forschungsbauten wird, falls erforderlich, eine 

Empfehlung des Wissenschaftsrats zur Einführung einer programmatisch-

strukturellen Linie bei der Förderung von Forschungsbauten an die GWK vorbe-

reiten und hierfür zusätzliche Kriterien erarbeiten. 

B.I I  VERFAHRENSABLAUF 

Zur Vorbereitung der jährlichen Förderempfehlungen und der Reihung von For-

schungsbauten gilt der nachfolgend aufgeführte, jährlich wiederkehrende Zeit-

plan für die einzelnen Verfahrensschritte. Er orientiert sich daran, dass die GWK 

jeweils im Sommer über die Aufnahme neuer Vorhaben entscheidet, um den 

antragstellenden Ländern ausreichend Zeit für den planerischen Vorlauf der 

Vorhaben vor Beginn der fünfjährigen Förderphase zu geben.  

Antragsteller ist das jeweilige Sitzland. 

Die Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats bietet vor der Einreichung von An-

tragsskizzen Informationsgespräche zum Verfahren an.  



 

 

17 Übersicht 1: Zeitplan des Verfahrens 

Schritt im Verfahren Zeitpunkt 

Absichtserklärung bis 1. August des Jahres 

Einreichung der Antragsskizzen über das Land beim 

Wissenschaftsrat 
15. September des Jahres |1 

Sitzung des Ausschusses für Forschungsbauten:  

Entscheidung über Aufforderung zur Antragstellung 

Ende Oktober/Anfang November 

des Jahres 

Einreichung der Anträge über das Land beim 

Wissenschaftsrat 

1. Dezember des nächsten Jah-

res |2 

Sitzung des Ausschusses für Forschungsbauten: 

Bewertung der Anträge und Vorbereitung der Förder-

empfehlung und Reihung für den Wissenschaftsrat,  

ggf. weitere verfahrensbezogene Entscheidungen 

Ende Februar/Anfang März des 

übernächsten Jahres 

Förderempfehlungen und Reihung des WR April des übernächsten Jahres 

|1 Fällt der 15. September auf einen Samstag oder Sonntag, gilt als Einreichungstermin der Freitag vor 
dem 15. September. 
|2 Fällt der 1. Dezember auf einen Samstag oder Sonntag, gilt als Einreichungstermin der Freitag vor 
dem 1. Dezember. In der Förderphase 2026 gilt einmalig der 20. Januar 2025 als Einreichungstermin. 

Quelle: Wissenschaftsrat 

Bis zum 1. August des Jahres der Einreichung einer Antragsskizze sollen die An-

tragsteller bzw. Antragstellerinnen eine Absichtserklärung an die Geschäfts-

stelle des Wissenschaftsrats senden, die eine knappe Darstellung der For-

schungsprogrammatik und der beteiligten Fachdisziplinen sowie eine Übersicht 

über die federführenden Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler enthält 

(max. 1,5 Seiten). 

II.1 Antragsskizzen 

II.1.a Einreichung 

Die Antragsskizzen für Vorhaben sind jeweils zum 15. September (Ausschluss-

frist) bei der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats in elektronischer Form ein-

zureichen. 

Die Geschäftsstelle führt eine Vorprüfung der Antragsskizzen durch. Alle An-

tragsskizzen, deren inhaltliche Darstellung sechs Seiten überschreitet, werden 

ohne weitere inhaltliche Befassung an das Land zurückgeschickt, gelten als 

nicht eingereicht und können in modifizierter Form erst wieder zur nächsten 

Förderphase eingereicht werden. 

Unzulässig sind auch Antragsskizzen, die keine Angaben zu Flächen und Kosten 

enthalten. Diese Angaben müssen vorliegen, können jedoch noch auf begründe-

ten Schätzungen beruhen und im Antrag korrigiert werden. 
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II.1.b Weitergabe an den Ausschuss für Forschungsbauten sowie die Gutachterinnen 

und Gutachter 

Die vorgeprüften Antragsskizzen werden dem Ausschuss für Forschungsbauten 

zugeleitet. Es werden jeweils zwei externe Gutachten zu jedem Vorhaben einge-

holt. Nach Abfrage möglicher Befangenheiten werden die Antragsskizzen je 

zwei Ausschussmitgliedern, in der Regel einem fachnahen und einem fachfer-

nen Mitglied, mit der Bitte um Berichterstattung und Einordnung vorgelegt. In 

Fällen von ausgeprägt interdisziplinär angelegten Vorhaben kann auch ein wei-

teres fachnahes Mitglied hinzugezogen werden. 

Sofern sich bei der Lektüre für die Gutachterinnen und Gutachter oder Bericht-

erstatterinnen und Berichterstatter Fragen ergeben, die für das Verständnis und 

die Bewertung der Antragsskizzen relevant sind, übermitteln sie diese an die 

Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle leitet die Fragen anonymisiert zur schriftli-

chen oder zur mündlichen Beantwortung an die jeweiligen Ländervertreterin-

nen und Ländervertreter weiter. Der Geschäftsstelle unaufgefordert schriftlich 

zugeleitete Stellungnahmen werden nicht an die Berichterstatterinnen und Be-

richterstatter bzw. Gutachterinnen und Gutachter weitergeleitet. 

II.1.c Bewertung der Antragsskizzen und Mitteilung des Beratungsergebnisses 

Der Ausschuss für Forschungsbauten berät in seiner Sitzung die von den Län-

dern eingereichten Antragsskizzen einzeln nacheinander auf Basis der externen 

Gutachten und der Einschätzungen der Berichterstatterinnen und Berichterstat-

ter. Das antragstellende Land und eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der betref-

fenden Hochschule werden zeitweise in die Beratung einbezogen, um Fragen des 

Ausschusses zu beantworten; im Fall von zwei an einem Vorhaben beteiligten 

Hochschulen kann jede von ihnen eine Vertreterin oder einen Vertreter entsen-

den. In der anschließenden internen Beratung über die Antragsskizzen stimmt 

der Ausschuss für Forschungsbauten jeweils darüber ab, ob eine ausreichende 

Basis für eine Antragstellung gegeben ist. 

Die Antragsskizzen, die nicht als ausreichende Grundlage für eine Antragstel-

lung angesehen werden, werden entweder zurückgestellt oder zurückgewiesen. 

Für zurückgestellte Antragsskizzen kann einmalig und frühestens zur nächsten 

Förderphase eine überarbeitete Version vorgelegt werden. Als zurückgewiesen 

gelten Antragsskizzen, die der Ausschuss nicht zur Überarbeitung vorschlägt. 

Sie dürfen nicht noch einmal vorgelegt werden.  

Den Antragstellerinnen und Antragstellern wird nach der Sitzung das Ergebnis 

der Beratungen im Ausschuss für Forschungsbauten schriftlich mitgeteilt. Die 

übrigen Länder erhalten das Protokoll. 



 

 

19 II.2 Anträge 

II.2.a Einreichung 

Die Anträge für Vorhaben sind jeweils zum 1. Dezember (Ausschlussfrist) in 

elektronischer Form bei der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats einzureichen. 

Die Geschäftsstelle führt eine Vorprüfung der Anträge durch. Alle Anträge, de-

ren inhaltliche Darstellung 30 Seiten überschreitet, werden ohne weitere inhalt-

liche Befassung an das Land zurückgeschickt, gelten als nicht eingereicht und 

können in überarbeiteter Form erst wieder zur nächsten Förderphase einge-

reicht werden. 

Unzulässig sind auch Anträge, die keine abschließenden Angaben über Flächen 

und Investitionskosten enthalten, auf deren Grundlage eine Plausibilitätsprü-

fung (vgl. Kapitel B.II.2.d) erfolgen kann, um die Förderhöchstbeträge für die 

Baukosten, die Ersteinrichtung und die Beschaffung von Großgeräten festzule-

gen. 

II.2.b Weitergabe an den Ausschuss für Forschungsbauten und an Gutachterinnen und 

Gutachter 

Die vorgeprüften Anträge werden dem Ausschuss für Forschungsbauten zuge-

leitet. Es werden jeweils zwei externe Gutachten zu jedem Vorhaben eingeholt. 

Nach Abfrage möglicher Befangenheiten werden die Anträge je zwei Ausschuss-

mitgliedern, in der Regel einem fachnahen und einem fachfernen Mitglied, mit 

der Bitte um Berichterstattung und Einordnung vorgelegt. In Fällen von ausge-

prägt interdisziplinär angelegten Vorhaben kann auch ein weiteres fachnahes 

Mitglied hinzugezogen werden. 

Bei grundsätzlich förderwürdigen Vorhaben, für die zum zweiten Mal Anträge 

vorgelegt werden, kann auf die Bestellung von externen Gutachterinnen und 

Gutachtern verzichtet werden (vgl. Kapitel B.II.3.b). 

Die Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats bittet den Bund und jeweils ein Land 

im Vorfeld der Sitzung, die Anträge auf die Plausibilität ihrer Kosten zu über-

prüfen. Basis für die finanzielle Beteiligung des Bundes ist gemäß den FGH-Ver-

fahrensgrundsätzen eine Kostenermittlung auf Basis einer nach Landesrecht ge-

prüften Bauunterlage, auf deren Grundlage die mit einer zweifachen 

finanziellen Vorsorge versehenen Kosten der Gesamtmaßnahme ermittelt wer-

den. |14 Die Ersteinrichtungskosten werden mit Kennwerten berechnet, die den 

 

| 14 FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 zu § 4 Absatz 1, 
1. Baukosten: Die zweifache finanzielle Vorsorge setzt sich aus der Berücksichtigung der zu erwartenden in-
dexbedingten Baukostensteigerungen und einem einheitlichen Aufschlag für die Ausführungsrisiken zusam-
men, die jeweils getrennt auszuweisen sind. Die Summe der Gesamtbaukosten auf Grundlage einer nach 
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Orientierungswertgruppen zugeordnet sind. |15 Etwaige Differenzen zwischen 

dem Prüfergebnis des BMBF und des jeweils prüfenden Landes sind bilateral vor 

der Sitzung des Ausschusses für Forschungsbauten zu klären, in der die Anträge 

beraten werden. 

Grundlage für die wissenschaftliche und forschungspolitische Bewertung sind 

die in Kapitel B.I bereits aufgeführten, in fünf Dimensionen untergliederten Kri-

terien des Wissenschaftsrats zur Begutachtung von Forschungsbauten. Auf die-

ser Basis sollen die externen Gutachterinnen und Gutachter vor der Sitzung des 

Ausschusses eine begründete Gesamtbewertung auf der Skala 

„herausragend – sehr gut – gut – unzureichend“ 

vornehmen. Sofern sich bei der Antragslektüre für die Gutachterinnen und Gut-

achter oder die Berichterstatterinnen und Berichterstatter Fragen ergeben, die 

für das Verständnis und die Bewertung der Anträge relevant sind, übermitteln 

sie diese an die Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle leitet die Fragen anonymi-

siert zur schriftlichen oder zur mündlichen Beantwortung an die jeweiligen Län-

dervertreterinnen und Ländervertreter weiter. Der Geschäftsstelle unaufgefor-

dert zugeleitete schriftliche Stellungnahmen werden nicht an die Berichter-

statterinnen und Berichterstatter bzw. an die Gutachterinnen und Gutachter 

weitergeleitet. 

II.2.c Beratung der Anträge 

Der Ausschuss für Forschungsbauten berät in seiner Sitzung die von den Län-

dern eingereichten Anträge einzeln nacheinander auf Basis der externen Gut-

achten und der Einschätzungen der Berichterstatterinnen und Berichterstatter. 

Das antragstellende Land und eine Vertreterin oder ein Vertreter der betreffen-

den Hochschule werden zeitweise in die Beratungen einbezogen, um Fragen des 

Ausschusses zu beantworten; im Fall von zwei beteiligten Hochschulen kann 

jede von ihnen eine Vertreterin oder einen Vertreter entsenden. 

Auf Basis der Voten der Berichterstatterinnen und Berichterstatter und der ex-

ternen Gutachterinnen und Gutachter verständigt sich der Ausschuss in einem 

ersten Meinungsbild auf die Bewertung des Antrags. Anschließend bestimmt der 

Ausschuss auf Basis des Ergebnisses der Kostenprüfung den Förderhöchstbetrag 

für das Vorhaben.  

 

Landesrecht geprüften Bauunterlage, der zu erwartenden indexbedingten Baukostensteigerungen und der 
Ausführungsrisiken bilden die Basis für die maximale bundesseitige Beteiligung; der „Bund erkennt die so 
ermittelten Baukosten der Vorhaben ohne Plausibilitätsprüfung an.“ 

| 15 FGH-Verfahrensgrundsätze vom 16. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 zu § 4 Absatz 1, 
2. Ersteinrichtungskosten: „Die Ersteinrichtungskosten unterliegen unabhängig von den Baukosten und deren 
Berechnung der Plausibilitätsprüfung.“ 



 

 

21 Bei der Bewertung der Anträge im Ausschuss wird dieselbe Skala wie oben ver-

wendet: 

„herausragend – sehr gut – gut – unzureichend“. 

Generell wird ein Vorhaben nur dann als förderwürdig eingestuft, wenn die Kri-

terien in allen fünf Dimensionen erfüllt sind und das Vorhaben insgesamt sowie 

in den Dimensionen „Qualität der Forschungsprogrammatik“ und „Qualität der 

Vorarbeiten“, die zusammen die wissenschaftliche Qualität begründen, sowie 

„überregionale Bedeutung“ als herausragend oder sehr gut bewertet wird. 

Die Anträge, die nicht als förderwürdig eingestuft werden, werden unmittelbar 

nach der Antragspräsentation und -diskussion per Beschluss des Ausschusses 

zurückgewiesen. Sie können nicht noch einmal – auch nicht in überarbeiteter 

Form – eingereicht werden. 

II.2.d Kostenprüfung und Festlegung des Förderhöchstbetrags 

Die Kosten eines Vorhabens werden vom Bund und jeweils einem Land geprüft. 

Der Ausschuss für Forschungsbauten verständigt sich auf Basis dieser Prüfung 

auf den Förderhöchstbetrag für das Vorhaben. Er setzt sich aus den gesondert 

auszuweisenden Förderhöchstbeträgen für den Bau, die Erstausstattung und die 

Großgeräte zusammen. Grundlage des Förderhöchstbetrags für die Baukosten 

sind die vom Land bei Antragstellung verbindlich angemeldeten Kosten. Nach 

dieser Beschlussfassung durch den Ausschuss für Forschungsbauten geltend ge-

machte Kostenerhöhungen können nicht anerkannt werden. 

II.3 Reihung 

II.3.a Rahmenbedingungen und Zielvorgaben 

Die AV-FGH sieht in § 4 Absatz 3 vor, dass der Wissenschaftsrat der GWK Vor-

haben zur Förderung empfiehlt, wobei die Empfehlungen eine Darstellung und 

eine Bewertung der Vorhaben einschließlich der Bewertung ihres finanziellen 

Umfangs sowie eine qualitative Reihung der Vorhaben nach Maßgabe der För-

derkriterien (§ 1 und § 3 Absatz 2) enthalten sollen: 

_ AV-FGH § 1 fordert, dass die Investitionsvorhaben „von besonderer wissen-

schaftlicher Qualität und überregionaler Bedeutung“ sein müssen. 

_ AV-FGH § 3 Absatz 2 legt fest: „Die Förderung erfolgt thematisch offen und im 

Rahmen in der GWK vereinbarter programmatisch-struktureller Linien.“ 

Für die Bewertung und Reihung sind die wissenschaftliche Qualität und die 

überregionale Bedeutung eines Vorhabens maßgeblich. Das jeweils zur Verfü-

gung stehende Finanzvolumen entscheidet darüber, wie viele der in die Reihung 

aufgenommenen Vorhaben zur Förderung empfohlen werden können. Das fi-

nanzielle Volumen der auf den Förderzeitraum entfallenden Jahrespauschalen 
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aller zur Förderung empfohlenen Vorhaben muss mit den vorhandenen Mitteln 

übereinstimmen. In der mittelfristigen Finanzplanung ist die Belegung eines 

Teils der Mittel durch Förderempfehlungen der Vorjahre entsprechend abzubil-

den. Die abschließende Entscheidung über die Finanzierung trifft die GWK. 

II.3.b Umsetzung 

Die Reihung wird nur für Anträge durchgeführt, nicht für Antragsskizzen. Maß-

geblich für die Reihung sind die wissenschaftliche Qualität und die überregio-

nale Bedeutung der Vorhaben. Zentral für die Reihung sind hierbei die Dimen-

sionen 2 (Qualität der Forschungsprogrammatik), 3 (Qualität der Vorarbeiten) 

und 4 (Überregionale Bedeutung). Der Ausschuss reiht alle Vorhaben, die als för-

derwürdig eingestuft werden, d. h. insgesamt und jeweils nach für die Reihung 

zentralen Kriterien als herausragend oder sehr gut bewertet sind, unabhängig 

davon, ob sie mit den verfügbaren Mitteln finanzierbar sind oder nicht. Bei der 

Reihung werden die förderwürdigen Vorhaben zunächst nach ihrer Gesamtbe-

wertung gruppiert und anschließend nach ihrer Bewertung in den zentralen Kri-

terien der wissenschaftlichen Qualität und der überregionalen Bedeutung ge-

ordnet. Sofern erforderlich, werden zur weiteren Differenzierung der 

Bewertung noch die Dimensionen 1 (Zielstellung) und 5 (Einbettung in die Hoch-

schule) herangezogen.  

Falls künftig eine programmatisch-strukturelle Linie eingerichtet werden 

sollte, werden die als förderwürdig bewerteten Vorhaben dieser Linie nach dem 

oben beschriebenen Verfahren in eine eigene Reihung gebracht. D. h., es werden 

zunächst zwei getrennte Reihungen für die Vorhaben der thematisch offenen 

Förderung und die Vorhaben einer programmatisch-strukturellen Linie er-

stellt. Nur sofern in einem Jahr die zur Verfügung stehenden Mittel nicht für 

alle als förderwürdig eingestuften Vorhaben ausreichen, verabschiedet der Wis-

senschaftsrat eine übergreifende Reihung über alle Vorhaben. 

Für die als förderwürdig eingestuften Vorhaben, die aufgrund ihrer nachrangi-

gen Platzierung bei der Reihung mit den zur Verfügung stehenden Finanzmit-

teln nicht in allen Jahrespauschalen gefördert werden können, kann ein weite-

res Mal ein aktualisierter Antrag zur erneuten Begutachtung vorgelegt werden. 

Die zulässige Aktualisierung eines Antrags umfasst a) die Daten, b) die Berück-

sichtigung der in die Empfehlung zum ersten Antrag eingeflossenen Monita so-

wie c) die Berücksichtigung der aktuellen Forschungslage. 

II.4 Großgeräte 

II.4.a Großgerätedefinition 

Als Großgeräte in Forschungsbauten gelten solche, deren Wert mindestens 

200 Tsd. Euro (für Forschungsbauten an Universitäten) bzw. 100 Tsd. Euro (für 



 

 

23 Forschungsbauten an Fachhochschulen/Hochschulen für Angewandte Wissen-

schaften und allen anderen Hochschultypen) erreicht. Forschungsgeräte mit da-

runterliegenden Kosten können im Rahmen der Ersteinrichtungskosten für For-

schungsbauten finanziert werden. 

Im Programm Forschungsbauten werden außerdem folgende Großgeräte-Grup-

pen unterschieden: 

_ Großgeräte an Hochschulen in Verbindung mit einer Baumaßnahme, die eine 

Investitionssumme von mehr als 5 Mio. Euro erfordern: Sie gelten als For-

schungsbauten und müssen in diesem Programm beantragt werden. 

_ Bauungebundene Großgeräte mit einem Investitionsvolumen von mindestens 

7,5 Mio. Euro, die durch eine Forschungsprogrammatik bestimmt sind: An-

tragstellerinnen bzw. Antragsteller eines solchen Großgeräts werden gebeten, 

ihr Vorhaben rechtzeitig unter Beachtung der Zeitplanung gemäß Übersicht 1 

beim Wissenschaftsrat anzumelden, um im Austausch mit der Deutschen For-

schungsgemeinschaft das weitere Verfahren festzulegen. Hierbei ist zu prüfen, 

ob eine mögliche Förderung des Großgeräts im Rahmen des Programms For-

schungsbauten beim Wissenschaftsrat oder im Rahmen des Programms For-

schungsgroßgeräte bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft beraten wer-

den soll. Ausschlaggebendes Kriterium der Zuordnung zum Programm For-

schungsbauten ist dabei die Bindung an eine Forschungsprogrammatik. 

II.4.b Großgerätekonzept 

Für alle Großgeräte, die im Rahmen des Programms Forschungsbauten bean-

tragt werden, muss dem Antrag ein Großgerätekonzept hinzugefügt werden 

(vgl. AV-FGH § 4 Absatz 2). 

Im Großgerätekonzept ist die Notwendigkeit der beantragten Großgeräte für die 

Umsetzung der Forschungsprogrammatik zu verdeutlichen. Es erläutert und be-

gründet – jeweils gruppiert nach den beantragten Technologien – das vorgese-

hene Betriebs- und Nutzungskonzept entlang folgender Punkte: 

_ Einbettung der vorgesehenen Großgeräte in die vorhandene Geräte-Infrastruk-

tur, 

_ Auslastung der vorgesehenen Großgeräte durch den Forschungsbau und seine 

wissenschaftlichen Vorhaben. Dabei sollte bei Bedarf auch dargestellt wer-

den: |16 

_ eine Nutzung durch Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler außerhalb 

des Forschungsbaus oder 

 

| 16 Dabei muss sichergestellt sein, dass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, die im Rahmen des 
Forschungsbaus tätig sind, in jedem Fall ausreichende Forschungszeiten zur Verfügung stehen, um die Pro-
grammatik des Forschungsbaus umsetzen zu können. 
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_ eine Einbettung in eine bestehende Core Facility-Struktur außerhalb des For-

schungsbaus,  

_ personelle Ausstattung/Expertise für den Betrieb der Technologie,  

_ bauliche und sonstige Voraussetzungen für den Betrieb/Betriebskosten,  

_ Leistungsklasse, abgeleitet aus der Forschungsprogrammatik und den Zielen 

des Forschungsbaus.  

Das Großgerätekonzept sollte je beantragter Technologie nicht mehr als sechs 

Seiten umfassen. Sowohl die in den Monita ausgesprochenen Empfehlungen zur 

Anzahl der Großgerätekonzepte als auch die genannten Gliederungspunkte sind 

verbindlich. 

Zu diesem Großgerätekonzept erbittet der Ausschuss für Forschungsbauten ein 

Votum der DFG, das er bei seiner Entscheidungsfindung berücksichtigt. Der Aus-

schuss legt dem Wissenschaftsrat im Rahmen seiner Begutachtung der einzel-

nen Vorhaben eine abschließende Empfehlung zu den jeweiligen Großgeräte-

konzepten und ihren Kosten vor. Die Großgeräte des Konzepts können dann 

ohne weitere Begutachtung beschafft werden. 

II.5 Abstimmungsverfahren und Umgang mit Befangenheiten 

In den Beratungen des Ausschusses für Forschungsbauten wird die in den Emp-

fehlungen des Wissenschaftsrats vorzunehmende Förderempfehlung und Rei-

hung vorbereitet. Für diese Abstimmungen im Ausschuss für Forschungsbauten 

gelten die vereinbarten Regeln zur Befangenheit und für Abstimmungen: 

_ Für Abstimmungen über Antragsskizzen und Anträge gelten dieselben Abstim-

mungsmodi.  

_ Der Ausschuss entscheidet mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Ent-

haltungen gelten als abgegebene Stimmen und werden gemäß der für den Wis-

senschaftsrat geltenden Grundsätze als Nein-Stimmen gewertet. Der Aus-

schuss hat sich darüber hinaus darauf verständigt, dass Antragsskizzen bzw. 

Anträge, die nicht die Mehrheit der Stimmen der Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler erhalten, nicht zur Antragstellung aufgefordert bzw. nicht 

zur Förderung empfohlen werden. 

_ Etwaige Befangenheiten von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern im 

Ausschuss im Hinblick auf die eingereichten Antragsskizzen und Anträge wer-

den zu Beginn des Verfahrens einer jeden Förderphase durch die Geschäftsstelle 

erhoben. Hinsichtlich der Befangenheit gelten die im Wissenschaftsrat übli-

chen Grundsätze. 

_ Das Stimmengewicht der staatlichen Seite reduziert sich in dem Umfang, wie 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wegen Befangenheiten ausge-

schlossen sind. 



 

 

25 _ Stimmen können durch formlose Mitteilung an die Geschäftsstelle übertragen 

werden. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und Ländervertreterinnen 

und Ländervertreter führen nicht mehr als zwei Stimmen gleichzeitig. 

_ Vor der Diskussion der einzelnen Antragsskizzen und Anträge im Ausschuss 

verlassen die jeweils befangenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

sowie die Vertreterin oder der Vertreter des antragstellenden Landes, soweit 

sie Mitglied im Ausschuss sind, den Raum. An der Abstimmung zum jeweiligen 

Vorhaben nehmen sie nicht teil. 

_ Von der Beratung und der Abstimmung über die Reihung sind Wissenschaft-

lerinnen oder Wissenschaftler, die selbst federführende Antragstellerin oder 

federführender Antragsteller in einem zur Entscheidung anstehenden Vorha-

ben sind, ausgeschlossen. Sie müssen den Raum verlassen. 

Anderweitig befangene Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler |17 sowie 

Vertreterinnen und Vertreter des antragstellenden Landes (soweit Mitglied im 

Ausschuss) können an diesem Tagesordnungspunkt jedoch in der Regel teilneh-

men, es sei denn, der Ausschuss trifft eine anderslautende Entscheidung. 

Die Teilnahme dieser Gruppe erscheint aus folgenden Gründen sinnvoll und un-

problematisch: 

_ Die jeweiligen Befangenheiten sind im Ausschuss transparent. 

_ Zurückhaltung in eigener Sache bei der Beratung der Reihung und über ein-

zelne Vorhaben im Kontext der Reihung wird voraus- bzw. durchgesetzt. 

_ Die einzelnen Befangenheiten treten bei der Abstimmung und Beratung „en 

bloc“ in den Hintergrund. 

_ Wenn befangene Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von der Beratung 

der Reihung und Abstimmung ausgeschlossen würden, könnte aufgrund der 

potenziell hohen Zahl an Befangenen die Restgruppe der Wissenschaftlerin-

nen und Wissenschaftler so klein werden, dass die Legitimationsgrundlage für 

die wissenschaftsbasierten Urteile nicht mehr gegeben wäre. Dies kann nicht 

im Sinne des Verfahrens sein. 

B.I I I  GELTUNGSDAUER DER FÖRDEREMPFEHLUNGEN DES WISSENSCHAFTSRATS 

Sofern mit der Realisierung eines vom Wissenschaftsrat zur Förderung empfoh-

lenen und von der GWK in die Förderung aufgenommenen Vorhabens zum Ende 

 

| 17 Dazu gehören u. a. Angehörige der antragstellenden Hochschule, Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die wissenschaftliche Kooperationen mit Antragstellerinnen bzw. Antragstellern unterhalten oder in 
einem unmittelbaren Konkurrenzverhältnis stehen. 
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des ersten Kalenderjahres nach Beschluss der GWK noch nicht begonnen wurde, 

verfällt die Förderempfehlung des Wissenschaftsrats für dieses Vorhaben 

ebenso wie der Förderbeschluss der GWK. |18 

B.IV  INKRAFTTRETEN 

Die Verfahren, Kriterien und Hinweise für Antragsteller und Antragstellerinnen 

gemäß dem vorliegenden „Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten“ 

gelten erstmalig zum Einreichungstermin für Antragsskizzen am 15. September 

2023, d. h. zur Aufnahme von Vorhaben in die Förderung ab dem Jahr 2026. |19 

B.V  NACHVERFOLGUNG 

Die Nachverfolgung des Programms Forschungsbauten erfolgt in zwei Stu-

fen: |20 

_ Drei Jahre nach der Einweihung des Forschungsbaus werden die Antragsteller 

(Hochschule/Betreiber/Land) aller Forschungsbauten, die seit der Förderphase 

2007 in die Förderung aufgenommen wurden, gebeten, Auskunft über ihre Er-

fahrungen und die ersten erzielten Ergebnisse zu erteilen. 

_ Im siebten Jahr nach der Einweihung des Forschungsbaus erfolgt eine zweite 

Abfrage, die sich wesentlich auf die im Forschungsbau erzielten Forschungs-

ergebnisse und ihre Qualität bezieht. 

Nähere Hinweise finden sich auf der Homepage des Wissenschaftsrats. Die Ge-

schäftsstelle des Wissenschaftsrats fordert die betroffenen Länder jeweils zur 

Beantwortung eines Fragenkatalogs auf.  

Der Wissenschaftsrat behält sich im Rahmen der Nachverfolgung vor, in Einzel-

fällen Forschungsbauten nach Ablauf der o. g. Frist zusätzlich zu begehen. 

 

| 18 AV-FGH vom 26. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 § 4 Absatz 5. 

| 19 Außerdem können zu den Einreichungsterminen 15. September 2023 und 15. September 2024 For-
schungsbauten für die Förderphasen 2025 bzw. 2026 beantragt werden, dabei gelten die Regelungen der 
AV-FGH in der Fassung vom 26. November 2018 und der FGH-Verfahrensgrundsätze in der Fassung vom 
13. November 2020 sowie der Leitfaden zur Begutachtung von Forschungsbauten – gültig ab Förderphase 
2021 (Drs. 7653-19). Siehe auch AV-FGH vom 26. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 § 22. 

| 20 AV-FGH vom 26. November 2018 in der Fassung vom 10. März 2023 § 6 Absatz 3. 
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Mitwirkende 

Im Folgenden werden die an den Beratungen im Wissenschaftsrat und in dem 

Ausschuss für Forschungsbauten beteiligten Personen sowie die in den Entste-

hungsprozess involvierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle 

aufgelistet. 

Die von Arbeitsgruppen und Ausschüssen erarbeiteten Entwürfe werden bei den 

einstufigen Verfahren in den Kommissionen des Wissenschaftsrats diskutiert 

und können ggf. auch verändert werden. Im Ergebnis ist damit der Wissen-

schaftsrat Autor dieses Leitfadens. 
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Mitglieder des Wissenschaftsrats (Stand: Juli  2023) 

Vorsitzender 

Professor Dr. Wolfgang Wick 

Universitätsklinikum Heidelberg | Deutsches Krebsforschungszentrum  

Heidelberg (DKFZ) 

Generalsekretär 

Thomas May 

Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats 

Wissenschaftliche Kommission des Wissenschaftsrats 

Professorin Dr. Julia Arlinghaus 

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg | Fraunhofer-Institut  

für Fabrikbetrieb und -automatisierung IFF, Magdeburg 

Dr. Ulrich A. K. Betz  

Merck KGaA 

Professorin Dr. Nina Dethloff 

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn 

Dr. Cord Dohrmann 

Evotec SE 

Professor Dr. Jakob Edler 

Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI |  

Manchester Institute of Innovation Research 

Professorin Dr. Beate Escher 

Universität Tübingen / Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung – UFZ, 

Leipzig 

Professor Dr. Christian Facchi 

Technische Hochschule Ingolstadt 

Professorin Dr. Christine Falk 

Medizinische Hochschule Hannover 

Marco R. Fuchs  

OHB SE, Bremen 

Professorin Dr. Uta Gaidys  

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg 

Alexandra Gerlach 

Journalistin 
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Professor Dr. Michael Hallek 

Universität zu Köln 

Dr.-Ing. Frank Heinricht 

SCHOTT AG 

Professor Dr. Jürgen Heinze 

Universität Regensburg 

Professorin Dr. Denise Hilfiker-Kleiner 

Philipps-Universität Marburg 

Dr. Stefan Kampmann 

Voith Group 

Professorin Dr. Gudrun Krämer 

Freie Universität Berlin 

Professor Dr. Wolfgang Lehner 

Technische Universität Dresden 

Dr. Claudia Lücking-Michel 

AGIAMONDO e. V. 

Professor Dr. Gerard J. M. Meijer 

Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin 

Professorin Dr. Ursula Rao 

Max-Planck-Institut für Ethnologische Forschung, Halle |  

Universität Leipzig 

Professorin Dr. Gabriele Sadowski 

Technische Universität Dortmund 

Professor Dr. Ferdi Schüth 

Max-Planck-Institut für Kohlenforschung, Mülheim/Ruhr 

Stellvertretender Vorsitzender der Wissenschaftlichen Kommission 

Dr. Harald Schwager 

EVONIK Leading Beyond Chemistry 

Professorin Dr. Christine Silberhorn 

Universität Paderborn 

Professorin Dr. Heike Solga  

Freie Universität Berlin | Wissenschaftszentrum Berlin  

für Sozialforschung (WZB) 

Vorsitzende der Wissenschaftlichen Kommission 

Professor Dr. Thomas S. Spengler 

Technische Universität Braunschweig  
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Professorin Dr. Birgit Spinath 

Universität Heidelberg 

Professor Dr.-Ing. Martin Sternberg 

Hochschule Bochum | Promotionskolleg für angewandte Forschung  

in Nordrhein-Westfalen 

Professorin i. R. Dr. Margit Szöllösi-Janze 

Ludwig-Maximilians-Universität München 

Professor Dr. Martin Visbeck 

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel 

Professor Dr. Wolfgang Wick 

Universitätsklinikum Heidelberg | Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 

Vorsitzender des Wissenschaftsrats 

Verwaltungskommission (Stand: Juli 2023) 

Von der Bundesregierung entsandte Mitglieder 

Professorin Dr. Sabine Döring  

Staatssekretärin im Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Vorsitzende der Verwaltungskommission 

Judith Pirscher 

Staatssekretärin im Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Werner Gatzer 

Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen 

Juliane Seifert 

Staatssekretärin im Bundesministerium des Innern und für Heimat 

Silvia Bender 

Staatssekretärin im Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

Udo Philipp 

Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz 

Von den Länderregierungen entsandte Mitglieder 

Baden-Württemberg 

Petra Olschowski 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
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Bayern 

Markus Blume 

Staatsminister für Wissenschaft und Kunst 

Vorsitzender der Verwaltungskommission 

Berlin 

Dr. Ina Czyborra 

Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 

Brandenburg 

Dr. Manja Schüle 

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur 

Bremen 

Kathrin Moosdorf  

Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft 

Hamburg 

Dr. Andreas Dressel 

Präses der Finanzbehörde 

Hessen 

Angela Dorn-Rancke 

Staatsministerin für Wissenschaft und Kunst 

Mecklenburg-Vorpommern 

Bettina Martin 

Ministerin für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten 

Niedersachsen 

Falko Mohrs 

Minister für Wissenschaft und Kultur   

Nordrhein-Westfalen 

Ina Brandes 

Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Rheinland-Pfalz 

Clemens Hoch 

Minister für Wissenschaft und Gesundheit 
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Saarland 

Jakob von Weizsäcker 

Minister für Finanzen und Wissenschaft 

Sachsen 

Sebastian Gemkow 

Staatsminister für Wissenschaft im Staatsministerium für Wissenschaft,  

Kultur und Tourismus 

Sachsen-Anhalt 

Professor Dr. Armin Willingmann 

Minister für Wissenschaft, Energie, Klimaschutz und Umwelt 
Stellvertretender Vorsitzender der Verwaltungskommission 

Schleswig-Holstein 

Karin Prien 

Ministerin für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft,  

Forschung und Kultur 

Thüringen 

Wolfgang Tiefensee  

Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft 
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Mitglieder des Ausschusses Forschungsbauten 

Professor Dr. Jürgen Heinze 

Universität Regensburg 

Mitglied der Wissenschaftlichen Kommission des Wissenschaftsrats 

Vorsitzender des Ausschusses 

Professor Dr. Martin Aeschlimann 

Technische Universität Kaiserslautern 

Oberamtsrat Sven Behling 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Hol-

stein 

Andreas Berr 

Senatsverwaltung für Wissenschaft, Gesundheit, Pflege und Gleichstellung 

des Landes Berlin 

Professor Dr. Holger Braunschweig 

Universität Würzburg 

Ministerialrätin Petra Denkel 

Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit des Landes Rheinland-Pfalz 

Ministerialrat Michael Döring 

Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft, Kultur und Tourismus 

Ministerialdirigent Rüdiger Eichel 

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur 

Professor Dr.-Ing. Rolf Findeisen 

Technische Universität Darmstadt 

Professorin Dr. Dagmar Goll 

Hochschule Aalen 

Ministerialdirigent Michael Greiner 

Bayerisches Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 

Maik Harms 

Finanzbehörde Hamburg 

Professorin Dr. Denise Hilfiker-Kleiner 

Universität Marburg 

Mitglied der Wissenschaftlichen Kommission des Wissenschaftsrats 

Sabrina Kriewald 

Staatskanzlei des Saarlandes 
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Professor Dr.-Ing. Lothar Kroll 

Technische Universität Chemnitz 

Professorin Dr. Sabine Maasen 

Universität Hamburg 

Professor Dr. Gerard J. M. Meijer 

Fritz-Haber-Institut der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin 

Mitglied der Wissenschaftlichen Kommission des Wissenschaftsrats 

Professorin Dr. Regina Palkovits 

Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

Professorin Dr. Susanne Rau 

Universität Erfurt 

Professor Dr. Karsten Rippe 

Deutsches Krebsforschungszentrum, Heidelberg 

Professor Dr. Hansjörg Schild 

Universität Mainz 

Professor Dr. Michael Stumvoll 

Universitätsklinikum Leipzig 

Ministerialdirigent Dr. Stefan Johannes Stupp 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Professor Dr. Hans-Peter Thier 

Universität Tübingen 

Professor Dr. Bernd Valeske 

Universität des Saarlandes 

Gäste: 

Professor Dr. Oliver Günther 

Hochschulrektorenkonferenz 

Dr. Johannes Janssen 

Deutsche Forschungsgemeinschaft 

Ministerialdirigent Ralf Thönnissen 

Kultusministerkonferenz 

Dr. Lukas Werner 

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz  
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Als ständige Vertreterinnen und Vertreter:  

Ministerialrat Dr. Marcus Beiner 

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur 

Karin Dassau 

Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Hol-

stein 

Jutta Fröhlecke 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Kerstin Kloss 

Sächsisches Staatsministerium für Wissenschaft, Kultur und Tourismus 

Bettina Schöneseiffen 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 

Thimo von Stuckrad 

Hochschulrektorenkonferenz 

Ministerialrat Peter Wenzel-Constabel 

Bundesministerium für Bildung und Forschung 
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Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats 

Dr. Ralf Bläser (Leiter der Abteilung Hochschulinvestitionen und Akkreditie-

rung) 

Simone Haakshorst (Sachbearbeiterin) 

Dr. Daniel Trabalski (Kommissarischer Leiter des Arbeitsbereichs Hochschulin-

vestitionen) 
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